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.A n fra g e b e a n _t~~! o. r tun g 

Zu der Anfrage der Abgeordneten Rosa TI ü c k und Genossen, betreffend 

r;ine Überprüfung von Wohltätigkeitsvereinen, t eilt Bundesminister für 

In;ceres A f r i t s c h nachstehendes mit: 

Bereits in der Sitzung des Nationalrat :eS vom 19. März 1959 wurde von 

C'.O~l Herren ßbgeo rdneten Kysela, Strasser und Geno ssen an den Bundesminist er 

für Inneres eine Anfrage, betre ffend Kontra Ilmassnabmen bei Spendenaktion8n 9 

ob ehe Spenden Cl.em angeführten Wic1mungsz'.·,eck zugeführt werden, gerichtet, 

die vom Bundesminister für Iru~eres arn 2.4.1959 unter Zl. 51.651-4/59 wie 

folgt beant'wortet wu.rde~ 

liDer Tätigkeit von Vereinen, die nach ihren Statuten cari tative Zwecke 

v:c:rfo 1gen, 'aird b ehördlicherse its ein b esonc1eres Augenlli~rk zugewendet. 

\Tenn sich in einem konkreten Fall der Verdacht ergibt, dass die 

finanzielle'n Mittel eines Vereines, die bei Fürsorge- und Vöhltätigkeits­

o:Lganisationen vorwiegend ams Spenden herliihren, nicht für den statuten-­

mässigen Zweck ver,,·.,endet ""erden, erfolgt eine eingehende Üb erprüfung der 

Vereinstiitigkeit,insbesondere der finanziellen Gebarung durch die Vereins­

l)chö rden. 

Die Durchführung von Spendenaktionen "ar bereits wiederholt ßnlass 

ZUT Überprüfung von Vereinen, wobei das ÜbGrprüfungsergebnis mehrfach 

zu der Auflösung eines Vereines gemäss § 24 des Vareinsgosetzes 1951, 

BGBL Nr. 233, und zur Erstattung von Strafanzeigen gegen Vereinsfunktionäre 

g., führt hat. 

Allordings gelangen die von Vereinen durchgeführten Spendenaktionen 

C~Ol1 Behörden nicht immer zur Kenntnis und ist ein b ehö rdliches Einschreit an 

nur dann möglich, YJenn der b ogründete Yorclacht einer strafbaren Handlung 

ly;stehf:.. K 1 'd' A ~ ··hnt S 'd kt· ElnG 'nlrksarne ontro 10 er ln der n:crage erYla en pen ena lonen 

"\!iirc nach Ansicht des Bundesminist eriums fÜl~ Inneres nur dann gm7ährleistet, 

,1eY~,n die Sammlungs gesetze der Bundesländer auch die Versendung von Sammolauf­

rufen durch die Post allgemein an eine Bm7illigung binden und die Veranstalter 

vorpflichten YJÜrden, über das Ergebnis der Sammlung und dessen Vernendung 

un-l:; er Vorlage entsprechender Nachweise Rechenschaft abzulegen." 
An der bostehenden Rechtslage hat sich in den letzten Monaten nichts 

gc)ändert. '\7enn auch keine generelle Überprüfung aller spendenwerbenden Ver­

oine mÖGlich ist, so erfolgt doch in allen Fällen, in denen ein Verdacht von 

Unzukömmlichkeiten auftaucht, oine eingehende Kontrolle der finanziellen Ge­

barung~ Zu GineT darüber hinaus gehenden Prüfung bietet das Vereinsgesetz 

keine Hanel..~abe. -.-.-.-.-
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